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Editorial

<

die Tarifverhandlungen für 
die Beschäftigten der Län-
der (TV-L) haben begonnen. 
In der ersten Runde legte 
die TdL (Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder) kein An-
gebot vor. Das war auch 
nicht wirklich zu erwarten. 
Die Forderung des dbb war 
analog zum vorangegange-
nen TVöD (für Bund und 
Kommunen) 10,5 Prozent 
mehr Lohn, mindestens 
aber 500 Euro/Monat, bei 
einer Laufzeit von zwölf 
Monaten. Trotzdem ist es 
enttäuschend, wenn die 
Verhandlungsführer der 
Länder jegliche Forderung 
als „unbezahlbar“ zurück-
weisen und den Personal-
notstand, der ihnen aus den 
eigenen Ministerien gemel-
det wird, völlig negieren.

Vom Tarifergebnis sind  
in Baden-Württemberg 
82 000 Tarifbeschäftigte 
direkt betroffen. Das Tarif-
ergebnis wird aber auch (in 
irgendeiner Form) auf die 
188 000 Beamtinnen und 
Beamten und auf 151 000 
Versorgungsempfängerin-
nen und Versorgungsemp-
fänger sowohl des Landes 
als auch der Kommunen 
übertragen werden müs-
sen. 

Ende Oktober 2023 wurde 
die Herbststeuerschätzung 
2023 veröffentlicht. Wäh-
rend der Bund für das lau-
fende Jahr mit 1,9 Milliar-
den Euro mehr Steuerein-
nahmen rechnen darf, sind 
es für Baden-Württemberg 
182 Millionen Euro weniger, 
was etwa 0,4 Prozent an 
den Steuereinnahmen für 

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen

Der BBW: 
Einer für alle.
Was ist der BBW?
Im BBW sind 50 Gewerkschaften und Verbände des öffentlichen Dienstes und
des privaten Dienstleistungssektors unter einem Dach vereint.
Der BBW ist parteipolitisch unabhängig und hat mehr als 140.000 Mitglieder. 

Wen vertritt der BBW?
Der BBW ist die gewerkschaftliche Interessenvertretung für Beamtinnen und
Beamte im Landesdienst und in der Kommunalverwaltung Baden-Württemberg.
Gemeinsam mit seinen Fachgewerkschaften vertritt der BBW aber auch
Tarifbeschäftigte.

Was macht der BBW?
Der BBW setzt sich gezielt für die Rechte und Interessen von Beamten,
Versorgungsempfängern und Tarifbeschäftigten ein – zum Beispiel dafür, dass
alle gleichermaßen an der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung teilhaben.
Deshalb stehen wir im ständigen Dialog mit der Landesregierung und sind in
Politik und Öffentlichkeit präsent.

Welche Ziele verfolgt der BBW?
Ein wichtiges Ziel des BBW ist, die öffentliche Verwaltung für eine moderne
Gesellschaft zukunftssicher zu machen. Voraussetzungen dafür sind unter 
anderem eine leistungsstarke Verwaltung, ein modernes Dienstrecht, der Erhalt
der Tarifautonomie und des Flächentarifvertrags, eine leistungsbezogene
Verwaltung, flexible Arbeitszeitmodelle sowie ein funktionierendes Gesund-
heitsmanagement. 
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Editorial

2023 entspricht. Die Prognose sollte 
dennoch nicht schlechtgeredet wer-
den, da noch vor wenigen Wochen 
mit stärker sinkenden Steuereinnah-
men gerechnet worden war. Bereits 
ab 2024 geht die aktuelle Steuer-
schätzung wieder von steigenden 
Steuereinnahmen aus (für 2024 
+600 Millionen Euro).

Sollte beim derzeit verhandelten TV-L 
das gleiche Tarifergebnis wie beim 
TVöD erzielt werden und eine ent-
sprechende Übertragung auf die Be-
amtenschaft sowie die Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungs-
empfänger erfolgen, rechnet das Fi-
nanzministerium Baden-Württem-
berg mit zusätzlich drei Milliarden 
Euro Mehrausgaben. Den Landes-
haushalt sollte dies aber vor keine 
größeren Probleme stellen.

Aus dem Haushaltsjahr 2022 wurden 
sogenannte „Ausgabereste“ in Höhe 
von 9,7 Milliarden Euro nach 2023 
übertragen. Außerdem konnte sich 
die Landesregierung aufgrund der 
Krisen der letzten Jahre, welche die 
Schuldenbremse ausgehebelt haben, 
Kreditermächtigungen zubilligen,  
die sich auf etwa 24 Milliarden Euro 
summieren. 

Die Personalnot ist groß und sie 
wird noch deutlich stärker werden – 
in der Landesverwaltung und auch 
in den Kommunen. Der öffentliche 
Dienst in Baden-Württemberg 
braucht jetzt dringend einen ad-
äquaten Tarifabschluss nebst 1-1 
Übertragung auf den Beamten- und 
Versorgungsbereich, damit er beim 
Wettbewerb mit der Privatwirt-
schaft, aber auch mit dem Bund mit-
halten kann. Die Stadt Stuttgart 
kann aufgrund Personalmangels von 
ihren 22 Bürgerbüros fünf, manch-
mal auch sechs Büros nicht mehr re-
gelmäßig öffnen. Dieses Beispiel ist 
kein Einzelfall. Immer schwerer wird 

es, Altersabgänge zu kompensieren. 
Egal ob im Ausländeramt, in der 
Bauverwaltung, bei der Polizei, der 
Justiz oder in den Schulen. 

Wer jetzt meint, er müsse an den Per-
sonalkosten sparen, spart nicht nur 
an der falschen Stelle, sondern richtet 
unsere (noch weitestgehend funktio-
nierende) Verwaltung zugrunde.

Auch die zweite Verhandlungsrunde, 
Anfang November, ließen die Arbeit-
geber wieder einmal ungenutzt. Es 
wurde kein Angebot unterbreitet. 
Jetzt liegt es an uns! Alle Tarifbeschäf-
tigten des Landes sollten von ihrem 
Recht zu streiken Gebrauch machen 
und alle Beamtinnen und Beamten so-
wie die Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungsempfänger sollten 
sich an den Demonstrationen und an-
deren Protestaktionen beteiligen. Am 
30. November 2023 erwarte ich Sie in 
Stuttgart. Ihre Fachgewerkschaft kann 
Ihnen Einzelheiten nennen. Wer aber 
meint, er sei verzichtbar, darf sich spä-
ter auch nicht über das Tarifergebnis 
oder die Übertragung auf die Beam-
tenschaft und den Versorgungs
bereich beschweren.

Herzliche Grüße 

Ihr  
 
 
 
Kai Rosenberger
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Gedankenaustausch mit der Führungsspitze des Steuerzahlerbunds

Im Fokus: das neue Grundsteuergesetz 
und der Umgang des Landes mit Krediten
Mit Kritik an der Landesregierung spart der Bund der Steuerzahler (BdSt) 
fast nie. Diesmal geht es um das ab 2025 geltende Landesgrundsteuerge-
setz und den Umgang des Landes mit Kreditermächtigungen. Im Gespräch 
mit BBW-Chef Kai Rosenberger und seinem Stellvertreter Joachim Lauten-
sack erläuterte BdSt-Landesvorsitzender Eike Möller dazu die Positionen 
seiner Organisation. 

Ausgetauscht hat man sich 
aber auch über die Probleme 
bei der Digitalisierung der Ver-
waltung, die Forderungen und 
Erwartungen im Zusammen-
hang mit den Tarifverhandlun-
gen TV-L, den Arbeitskräfte-
mangel sowie den Sinn und 
Zweck einer Steuerreform. 

	< Gutachten zur Kredit­
aufnahme des Landes

Nach einem Gutachten, das  
der baden-württembergische 
Steuerzahlerbund bei dem Frei-
burger Finanzwissenschaftler 
Bernd Raffelhüschen in Auftrag 
gegeben hat, soll das Land fast 
24 Milliarden Euro an Kredit-
ermächtigungen horten und 
damit die Schuldenbremse 
unterlaufen. 

Das Land habe infolge der Pan-
demie die Notfallklausel der 
Schuldenbremse genutzt, um 
2020 und 2021 zusätzliche 
Verschuldungsrechte von 8,1 
Milliarden Euro aufzunehmen, 
zitierte Möller aus dem Gut-
achten. Hinzu seien Krediter-
mächtigungen im Rahmen der 
sogenannten Konjunkturkom-
ponente gekommen, die sich 
auf 6,5 Milliarden Euro beliefen. 
Zum Ende 2021 habe die im 
Landeshaushalt ausgewiesene 
Verschuldung inklusive Sonder-
vermögen einen historischen 
Höchststand von 67,8 Milliar-
den Euro erreicht. Tatsächlich 
seien die Schulden nicht zur 
Gänze am Kreditmarkt aufge-
nommen worden. Deshalb 

werfe der Gutachter der Regie-
rung eine fortgesetzte Finanz-
politik des Geldhortens vor, 
sagte Möller. Er pflichtet Raffel-
hüschen bei: Die Schuldenauf-
nahme sei höher als notwendig 
gewesen und habe der Rück-
lagenbildung gedient.

	< Grundsteuer

Der Bund der Steuerzahler 
Baden-Württemberg, Haus & 
Grund Württemberg und Ba-
den sowie der Verband Wohn-
eigentum Baden-Württemberg 
haben zwei Musterklagen ge-
gen das ab 2025 in Baden-
Württemberg geltende Lan-
desgrundsteuergesetz beim 
baden-württembergischen 
Finanzgericht eingereicht. 
Grund für die Musterklagen 
sind gravierende verfassungs-
rechtliche Bedenken der Ver-

bände. Im einem dritten Mus-
terverfahren, das der Steuer-
zahlerbund unterstützt, wird 
überprüft, wann und warum 
ein Gutachten erforderlich wird. 

Mit der ersten Klage sollen 
grundsätzliche Fragestellungen 
zur Verfassungsmäßigkeit des 
neuen Landesgrundsteuerge-
setzes geklärt werden, erläu-
terte BdSt-Landesvorsitzender 
Möller im Gespräch mit der 
BBW-Delegation, der auch 
BBW-Justiziarin und Geschäfts-
führerin Susanne Hauth und 
Sandra Wengert, juristische Re-
ferentin beim BBW, angehör-
ten. Durch das Einreichen der 
zweiten Klage sollen Fragen 
rund um das System der Bo-
denrichtwerte als Bemessungs-
grundlage für die neue Grund-
steuer in Baden-Württemberg 
untersucht werden. Beim Steu-

erzahlerbund und bei den be-
teiligten Verbänden halte man 
nämlich das Verfahren zur Er-
mittlung der Bodenrichtwerte 
für intransparent und unge-
nau. Als problematisch be-
zeichnete Möller, dass die Fi-
nanzämter die Hinweise der 
Gutachterausschüsse nicht be-
achteten, wonach die Nutzung 
für die Bodenrichtwerte nicht 
relevant und die Hürde von ei-
ner 30 Prozent Abweichung zu 
hoch sei. 

Der Steuerzahlerbund fordert, 
dass Tabellen zur Aufkom-
mensneutralität der Grund-
steuerreform veröffentlicht 
werden, wie dies in anderen 
Bundesländern bereits ange-
kündigt wurde. Aufgrund des 
kommunalen Finanzausgleichs 
und des Länderfinanzaus-
gleichs geht man beim BdSt 
davon aus, dass Hebesetze 
nicht unter 185 Prozent fallen, 
da dies nachteilig für die jewei-
lige Kommune sei. 

Betroffenen rät der Steuerzah-
lerbund bei atypischen Grund-
stücken den Gutachteraus-
schuss zu kontaktieren und bei 
Bedarf ein vereinfachtes Gut-
achten zu beantragen, sodass 
gegebenenfalls Teilflächen sei-
tens des Finanzamtes anders 
bewertet werden. 

	< Tarifverhandlungen TV-L

Während der BBW die system-
konforme Übertragung des 
Tarifergebnisse nicht nur für 
Beamtinnen und Beamte, son-
dern auch für Versorgungs-
empfängerinnen und Versor-
gungsempfänger fordert, sieht 
der Steuerzahlerbund die Ein-
beziehung des Versorgungs
bereichs kritisch, da es keine 
vergleichbare Regelung im 
Rentenbereich gibt. �

	< Trafen sich beim Bund der Steuerzahler zu einem Gedankenaustausch: 
Timo Kaiser, Referent für die Steuerabteilung beim BdSt; BBW-Chef Kai 
Rosenberger; Eike Möller, BdSt-Landesvorsitzender und Vizepräsident 
beim Bund der Steuerzahler Deutschland; Andrea Schmid-Förster, stell-
vertretende BdSt-Landesvorsitzende und Leiterin der Abteilung Steuer-
politik; Sandra Wengert, juristische Referentin beim BBW; BBW-Justizia-
rin und Geschäftsführerin Susanne Hauth; BBW-Vize Joachim Lautensack 
(von links), nicht im Bild: Daniel Bilaniuk, Referent für Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit beim BdSt
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Fortentwicklung und Anpassung des 4-Säulen-Modells – Lebensarbeitszeitkonten

In der Opposition Verbündete gewonnen
Es hakt bei der Einführung von Lebensarbeitszeitkonten, Stillstand bei der 
Fortentwicklung und Anpassung des 4-Säulen-Modells an die veränderten 
Rahmenbedingungen – trotz Arbeitskräftemangel und dringendem Hand-
lungsbedarf zur Attraktivitätssteigerung des öffentlichen Dienstes stehen die 
Landesregierung und die sie tragenden Landtagsfraktionen auf der Bremse. 

Beim BBW hat man für diese 
Entwicklung kein Verständnis. 
Im Gespräch mit SPD-Frakti-
onschef Andreas Stoch hat 
BBW-Vorsitzender Kai Rosen-
berger jetzt seinem Ärger Luft 
gemacht und in dem SPD-Poli-
tiker einen Verbündeten ge-
funden. Stoch sagte dem BBW 
die Unterstützung seiner Frak-
tion zu, sowohl um die Einfüh-
rung der Lebensarbeitszeitkon-
ten voranzutreiben wie auch 
bei der anstehenden Überprü-
fung der Besoldung auf Verfas-
sungskonformität.

Nach Auffassung des BBW 
genügte das 4-Säulen-Modell 
bereits einem Monat nach In-
krafttreten nicht mehr den 
Vorgaben einer verfassungsge-
mäßen Besoldung. Grund dafür 
war die Einführung des Bürger-
gelds zum 1. Januar 2023. Mit 
der vorgesehenen Erhöhung 
dieser Sozialleistung ab 1. Ja-
nuar 2024 ist nach Überzeu-
gung des BBW der  vorge-
schriebene 15-prozentige Min-
destabstand zwischen Beam-
tenbesoldung und Grundsiche-
rung endgültig nicht mehr ge-
währleistet. 

Ungeachtet der veränderten 
Rahmenbedingungen und den 
beim Bundesverfassungsge-

richt anhängigen Klagen des 
Richterbunds lässt sich das 
Land offensichtlich Zeit mit 
einer Überprüfung der Besol-
dung auf Verfassungsmäßig-
keit. BBW-Chef Rosenberger 
befürchtet, dass man diese 
Überprüfung erst nach der 
Übertragung des Tarifergebnis-
ses TV-L auf den Besoldungs- 
und Versorgungsbereich in An-
griff nehmen will. Dann wäre 
mit einem Ergebnis erst Ende 
des Jahres 2024 zu rechnen. 
Das sei zu spät, erklärte BBW-
Chef Rosenberger gegenüber 
den SPD-Politikern. In Anbe-

tracht des Arbeitskräfteman-
gels müsse das Land umge-
hend handeln, damit der öf-
fentliche Dienst als Arbeitge-
ber und Dienstherr für potenzi-
elle Bewerber attraktiver wird 
und vorhandenes Personal 
nicht abwandert. Deshalb sei-
en auch Perspektiven für den 
gehobenen und höheren 
Dienst dringend notwendig, 
sagte Rosenberger und bat den 
SPD-Fraktionsvorsitzenden um 
Unterstützung. 

Stoch verwies auf das Positi-
onspapier seiner Fraktion für 

einen attraktiven öffentlichen 
Dienst und die langjährige For-
derung nach einem handlungs-
fähigen Staat. Hierzu gehörten 
auch die Besoldung und weite-
re Maßnahmen. Finanzpoliti-
scher Handlungsspielraum sei 
schließlich aufgrund erteilter 
Kreditermächtigungen wegen 
der letzten Krisen in Höhe von 
24 Milliarden Euro gegeben. 

Um Bewegung in die gesamte 
Angelegenheit zu bringen, sag-
te der Fraktionsvorsitzende 
eine Landtagsanfrage zur 
Handlungsfähigkeit des Staa-
tes zu. Und um Druck bei den 
Lebensarbeitszeitkonten zu er-
zeugen, erwägt Stoch eine Mi-
nisteranfrage seiner Fraktion.

Gegenstand der Unterredung, 
die am 12. Oktober 2023 im 
Landtag stattgefunden hat, 
waren auch die langen Bearbei-
tungszeiten von Beihilfeanträ-
gen. Neben Fraktionsvorsitzen-
dem Stoch und BBW-Chef Ro-
senberger haben an dem Ge-
spräch teilgenommen: Sascha 
Binder, parlamentarischer Ge-
schäftsführer der SPD-Fraktion; 
Nicolas Fink, stellvertretender 
SPD-Fraktionsvorsitzender; 
Lukas Häberle parlamentari-
scher Berater der SPD-Fraktion 
für Innenpolitik, Migration und 
Queerpolitik; Max Yilmazel, 
parlamentarischer Berater der 
SPD-Fraktion für Finanzpolitik, 
Europa und Internationales; 
BBW-Vize Joachim Lautensack; 
BBW-Justiziarin und Geschäfts-
führerin Susanne Hauth.�

	< Trafen sich zu einem Gedankenaustausch im Landtag: Sascha Binder, parla-
mentarischer Geschäftsführer der SPD-Fraktion; Nicolas Fink, stellvertre-
tender SPD-Fraktionsvorsitzender; SPD-Fraktionsvorsitzender Andreas 
Stoch; BBW-Chef Kai Rosenberger; BBW-Justiziarin und Geschäftsführe-
rin Susanne Hauth; BBW-Vize Joachim Lautensack (von links)

Mitmachen: am 30. November Protest in Stuttgart 
10,5 Prozent mehr Geld, min-
destens jedoch 500 Euro, for-
dern die Gewerkschaften. 
Dass sie damit bei den öffent-
lichen Arbeitgebern rundum 
auf Ablehnung stoßen, hat die 

erste Verhandlungsrunde TV-L 
2023 bereits deutlich ge-
macht. „Das wird alles andere 
als ein Selbstläufer“, sagt 
BBW-Chef Kai Rosenberger. 
Jetzt komme es darauf an, 

Druck auf die öffentlichen Ar-
beitgeber aufzubauen, insbe-
sondere vor der dritten und 
letzten Verhandlungsrunde 
Anfang Dezember. Deshalb 
ruft der BBW die Mitglieder 

seiner Organisation zum Pro-
test auf: Kommen Sie und zei-
gen Sie Flagge bei der Groß-
demonstration des BBW am 
30. November 2023 in Stutt-
gart. 

©
 S

PD
-L

an
dt

ag
sf

ra
kt

io
n

<

D
er

 ö
ff

en
tl

ic
he

 D
ie

ns
t 

in
 B

ad
en

-W
ür

tt
em

be
rg

5

BBW – Beamtenbund Tarifunion

> BBW Magazin | November 2023



Studie zur Arbeitszeit von Berufsschullehrerinnen und Berufsschullehrern: 

Lehrkräfte leisten durchschnittlich  
jede Woche drei Stunden Mehrarbeit 
Für Beamtinnen und Beamte im Land gilt die 41-Stunden-Woche. Die baden-württembergischen 
Berufsschullehrerinnen und Berufsschullehrer arbeiten allerdings im Durchschnitt wöchentlich drei 
Stunden mehr. Ihre Schulleiterinnen und Schulleiter liegen mit acht Stunden Mehrarbeit pro Woche 
sogar noch deutlich darüber. Das zeigt eine groß angelegte, repräsentative Studie, die die Universität 
Mannheim im Auftrag des Berufsschullehrerverbands (BLV) durchgeführt hat. 
Laut dieser Studie überschrei-
ten die Lehrerinnen und Lehrer 
an beruflichen Schulen die 
reguläre Jahresarbeitszeit der 
baden-württembergischen 
Beamtinnen und Beamten von 
1 804 Stunden um 7 bezie-
hungsweise 20 Prozent. „So 
darf es nicht weitergehen“, sagt 
Thomas Speck, der Vorsitzende 
des Berufsschullehrerverbands. 
Er fordert die Politik auf, zeitnah 
gegenzusteuern, um die deut-
lich überhöhten Arbeitszeiten 
der Lehrkräfte und Schulleitun-
gen zu senken.

BBW-Chef Kai Rosenberger ist 
sich sicher, dass nicht nur Lehr-
kräfte an beruflichen und an-
deren Schulen Woche für Wo-
che Mehrarbeit leisten, son-
dern mit ihnen landauf, landab 
auch viele Beamtinnen und 
Beamte in den Behörden. Um 
die angespannte Situation auf-
grund des akuten Arbeitskräf-
temangels abzumildern, for-
dert er die Landesregierung 
auf, umgehend die seit einem 
Jahr fest zugesagten Lebens
arbeitszeitkonten einzuführen. 

Die Universität Mannheim und 
der Berufsschullehrerverband 
Baden-Württemberg führen 
seit zwei Jahren ein gemein
sames Projekt zur „Arbeitszeit, 
Arbeitsbelastung und Resilienz 
von Lehrkräften an beruflichen 
Schulen in Baden-Württem-
berg (AARL-BS)“ durch. Bei der 
jetzt vorliegenden Studie han-
delt es sich um eine erste Ex-
pertise zu ausgewählten Ergeb-
nissen des Projekts. Diese Ex-
pertise sei umfassender als 

jede bisherige Studie zur Ar-
beitszeit und Arbeitsbelastung 
an beruflichen Schulen, betont 
BLV-Vorsitzender Thomas 
Speck. Die Ergebnisse und Fol-
gerungen seien eindeutig.

	< Die Ergebnisse  
im Einzelnen

	> Lehrkräfte arbeiten fast drei 
Stunden zu viel – pro Woche! 
Sie berichten von fehlenden 
Pausen, hohem Zeitdruck 
und sehr heterogenen Leis-
tungsvoraussetzungen der 
Schülerinnen und Schüler. 
Lehrkräfte und Schulleitun-
gen wünschen sich mehr Zeit 
für Kooperation.

	> Lehrerinnen und Lehrer, die 
in Teilzeit arbeiten, nehmen 
überproportional viele Auf-
gaben zusätzlich wahr.

	> Schulleitungen und Abtei-
lungsleitungen erreichen eine 
Jahresarbeitszeit von durch-
schnittlich 2 166 Stunden, 
mehr als 20 Prozent über der 
regulären Jahresarbeitszeit 
von 1 804 Stunden.

	< Zentrale Forderungen  
des BLV aufgrund der 
Ergebnisse der Arbeits­
zeitstudie

	> Die gesetzlich vorgeschriebe-
ne Arbeitszeit bei Lehrkräf-
ten und Schulleitungen muss 
eingehalten werden.

	> Erforderliche Zusatztätigkei-
ten sind anzuerkennen und 
müssen mehr als bisher zu ei-

ner Senkung der Unterrichts-
verpflichtung von Lehrkräf-
ten führen.

	> Die tatsächliche Mehrarbeit 
muss bezahlt oder ausgegli-
chen werden und darf nicht 
allein auf Ausgleich bezie-
hungsweise Bezahlung bei 
Mehrarbeit durch Unterricht 
beschränkt bleiben.

	> Die Aufgaben von Teilzeitbe-
schäftigten müssen reduziert 
werden. Denn die Studie der 
Universität Mannheim zeigt, 
dass Teilzeitkräfte gegenwär-
tig überproportional viel ar-
beiten.

	> Zum Schutz der Lehrkräfte 
und Schulleitungen müssen 
Belastungsspitzen dringend 
reduziert werden. Es braucht 
mehr Zeit für Kooperation 
und Austausch.

	> Schulleitungen und Lehrkräf-
te brauchen mehr Autonomie 
bei der Verteilung der Res-
sourcen.

	> Einführung einer zukunfts
fähigen Schulorganisation 
mit deutlich mehr multipro-
fessionellem Personal aus 
den pädagogischen Berei-
chen Sozialarbeit, Sonderpä-
dagogik, Schulbegleitung 
und aus den Verwaltungsbe-
reichen Datenmanagement, 
Sachbearbeitung, Sekretariat, 
Gebäudemanagement, Buch-
haltung, IT/Datenschutz.

	> Einführung eines modernen 
Personalmanagements nach 

„dänischem Vorbild“ mit Job-
profilen, Personaleinsatzpla-
nung, schuleigenen Arbeits-
zeitvereinbarungen (Beteili-
gung der Personalvertretung), 
Maßnahmen des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes.

	< BLV bezieht Position: 
Arbeitszeiten reduzieren – 
Zusatztätigkeiten 
anerkennen

„Die Politik ist gefordert, zeit-
nah Maßnahmen zu ergreifen, 
um die deutlich überhöhten 
Arbeitszeiten der Lehrkräfte 
und Schulleitungen zu senken. 
Es braucht eine mutige und zu-
kunftsfähige Reform der Ar-
beitszeit und der Arbeitsbedin-
gungen von Lehrkräften und 
Schulleitungen“, erklärt Tho-
mas Speck. 

Berufliche Schulen seien mo-
derne Bildungszentren und in 
Größe und Aufgabenvielfalt 
mit mittelständischen Unter-
nehmen vergleichbar. Vor die-
sem Hintergrund passten die 
Arbeitsbedingungen für die 
Schulleitungsteams und Lehr-
kräfte überhaupt nicht mehr 
in die heutige Zeit, sagt der 
BLV-Vorsitzende und verweist 
auf die Politik, die seit Langem 
von Veränderungen spreche. 
Politiker aller Couleur lobten 
den Einsatz und betonten die 
Bedeutung von Lehrkräften 
und Schulleitungen, verwei-
gerten jedoch seit Jahrzehnten 
dringend benötigte Reformen, 
wenn es um die Arbeitszeit 
und das Jobprofil von Schullei-
tungen und Lehrkräften gehe. 

>
D

er
 ö

ff
en

tl
ic

he
 D

ie
ns

t 
in

 B
ad

en
-W

ür
tt

em
be

rg

6

BBW – Beamtenbund Tarifunion

> BBW Magazin | November 2023



Stattdessen habe man das 
Unterrichtsdeputat von 23 auf 
24 und im Jahr 2003 schließ- 
lich auf aktuell 25 Unterrichts-
stunden angehoben, bei tech-
nischen Lehrkräften sogar auf 
bis zu 28 Unterrichtsstunden. 
Zudem sei die Zahl der Aus
gleichsstunden für Schulent-
wicklung und Verwaltung  
im Jahr 2013 an beruflichen 
Schulen um über 30 Prozent 
gekürzt worden – mehr als in 
allen anderen Schularten. 

In jüngster Zeit habe es zwar im-
mer wieder kleinere Zuweisun-
gen von zusätzlichen Zeitbud-
gets beispielsweise für Schullei-
tungen gegeben. Diese reichten 
aber nicht aus, um die zuvor 

vollzogenen Einschnitte auszu-
gleichen. „Müssen wir wie beim 
Gehalt jetzt auch bei der Ar-
beitszeit erst vor Gericht um un-
ser Recht streiten?“, fragt BLV-
Vorsitzender Speck. Zugleich 
appelliert er an die Landesregie-
rung, eine deutliche Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen 
von Lehrkräften und Schullei-
tungen zeitnah in Abstimmung 
mit der Personalvertretung und 
den Verbänden umzusetzen. 

Infolge der Studie kündigte 
Speck eine Online-Petition 
seines Verbandes für „eine 
zukunftsfähige Schulorganisa-
tion mit modernen Arbeitszeit-
regelungen und attraktiven 
Arbeitsbedingungen“ an.

	< Die Forderungen für 
kurzfristige Entlastungen 
und Verbesserungen

	> Reduzierung der Korrektur-
verfahren, Prüfungsaufsicht 
durch zusätzliches nicht leh-
rendes Personal, Einsatz von 
automatisierter Korrektur der 
Rechtschreibung, angemes-
sene Bezahlung der Prüfungs-
abnahme bei Privatschulen 

	> Beschleunigter Ausbau päda-
gogischer und organisatori-
scher Assistenzsysteme, zum 
Beispiel zusätzliche Verwal-
tungsbeschäftigte, multipro-
fessionelle Kräfte aus den Be-
reichen Sozialarbeit, Sonder-
pädagogik, Schulbegleitung

	> Funktionierende automati-
sierte Schulverwaltungs
programme

	> Einführung des Lebensar-
beitszeitkontos wie im Koali-
tionsvertrag der Landesregie-
rung vorgesehen

	> Ausbau der zentralen Bereit-
stellung von Unterrichts
material und Einkauf von 
Unterrichtsmaterial, auch  
bei Bildungsgängen und 
Berufen mit kleinen Schüler-
zahlen

	> Zentrale Prüfungserstellung 
als echte Mehrarbeit erfas-
sen und nicht weiterhin als 
Teil des Deputates unberück-
sichtigt lassen

	< Aufbau einer modernen 
Schulorganisation

Neben den genannten kurz-
fristigen Maßnahmen muss 
aus Sicht des BLV endlich 
grundsätzlich anerkannt wer-
den, dass es für moderne und 
exzellente Bildungszentren 
mehr personelle und finanziel-
le Ressourcen braucht. Ein ent-
scheidender Baustein dafür 
sei, dass Schulleitungen und 
Lehrkräften mehr Entschei-
dungsbefugnisse bei der Ver-
teilung der Ressourcen einge-
räumt werden. Denn vor Ort 
könne letztlich am besten ent-
schieden werden, welche Tä-
tigkeiten erforderlich sind und 
wie viel Zeit dafür eingesetzt 
werden muss. 

Der BLV schlägt dafür das 
„dänische Modell“ vor, wo-
nach Schulleitung, Lehrkräfte 
und Personalvertretung ne- 
ben den Aufgabenbeschrei-
bungen auch die benötigte 
Arbeitszeit für zusätzliche Tä-
tigkeiten miteinander abstim-
men. Dazu seien die Schullei-
tungsteams jedoch erst dann 
in der Lage, wenn sie große 
Teile ihrer Verwaltungstätig-
keiten an ein „echtes Schul-
verwaltungsmanagement“, 
das weit über Hausmeister 
und Sekretariat hinausgeht, 
abgeben können.�
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Gedankenaustausch mit Staatssekretärin Dr. Ute Leidig MdL

Im Fokus: Unmut rund um das ChancenG 
Die Unzufriedenheit mit dem Chancengleichheitsgesetz (ChancenG) und dem Ergebnis der um Jahre 
verspäteten Evaluation hält nach wie vor an. Die Forderung nach einer Novelle des Gesetzes wird zu-
nehmend lauter. Eine Novellierung des ChancenG wird es so schnell aber nicht geben, obwohl das im 
Koalitionsvertrag der grün-schwarzen Landesregierung vorgesehen war. 

Das bestätigte Staatssekretärin 
Dr. Ute Leidig MdL am 4. Okto-
ber 2023 im Gespräch mit Hei-
di Deuschle, Vorsitzende der 
BBW-Landesfrauenvertretung, 
ihrer Kollegin Verena Hahn, 
zweite Vorsitzende des Landes-
frauenrats BW und Vertreterin-
nen der Landesarbeitsgemein-
schaft der kommunalen Frau-
en- und Gleichstellungsbeauf-
tragten (LAG-Gleichstellung 
kommunal). Die Unterredung 
fand im Sozialministerium 
statt und war auf Initiative des 
Landesfrauenrats BW zustande 
gekommen. 

Die aktuelle Fassung des Chan-
cenG ist am 27. Februar 2016 in 
Kraft getreten und löste das 
Chancengleichheitsgesetz aus 
dem Jahr 2005 ab. Mit dem 
neuen „Gesetz zur Verwirkli-
chung der Chancengleichheit 
von Frauen und Männern im 
öffentlichen Dienst in Baden-
Württemberg“ sollte das beruf-

liche Vorankommen von Frau-
en in der Verwaltung gezielt 
gefördert und die Vereinbar-
keit von Familie, Pflege und Be-
ruf verbessert werden. Diesem 
Anspruch wird das ChancenG 
aus Sicht der Frauenvertrete-
rinnen nur unzulänglich ge-
recht. Deshalb fordern sie eine 
Novellierung der Novelle aus 
dem Jahr 2016.

Das ChancenG aus dem Jahr 
2016 hätte bereits 2019, also 
drei Jahre nach Inkrafttreten 
evaluiert werden müssen. Das 
geschah aber erst in der neuen 
Legislaturperiode. Im Jahr 2021 
wurde dann schließlich die 
Universität Heidelberg mit  
der Evaluation des Gesetzes 
beauftragt. 

Der Evaluationsbericht der Uni 
Heidelberg hat inhaltlich viele 
Punkte aufgegriffen, die die 
Vertreterinnen der Verbände 
damals moniert hatten. Darauf 

verwiesen die Frauenvertrete-
rinnen im Gespräch mit Staats-
sekretärin Dr. Leidig, forderten 
die Umsetzung aller 16 Hand-
lungsempfehlungen der Evalu-
ation und beanstandeten, dass 
sich seit der Veröffentlichung 
des Evaluationsberichtes vor 
eineinhalb Jahren nur sehr 
wenig getan habe.

Staatssekretärin Dr. Leidig und 
Erika Schmitt, Leiterin der Ab-
teilung 25 Gleichstellung, erwi-
derten daraufhin, dass das So-
zialministerium während der 
drei Jahre der Coronapandemie 
die Mitarbeiter der Abteilung 
„Gleichstellung“ in den Impf-
stab oder zur Unterstützung 
der Gesundheitsämter habe 
abgeben müssen. Dennoch 
hätte man, trotz nach wie vor 
reduziertem Personalkörper, 
seit Beginn der Legislaturperio-
de einiges auf die Beine ge-
stellt, wie beispielsweise die 
FAQs, das heißt eine Zusam-

menstellung von oft gestellten 
Fragen und den dazugehörigen 
Antworten zu einem Thema.

Die Frauenvertreterinnen 
räumten ein, dass die FAQs 
fertiggestellt sind, kritisierten 
aber zugleich, dass sich diese 
Fragen-und-Antworten-Katalo-
ge noch immer in der Abstim-
mung mit den anderen Minis-
terien befänden. Auch die 
Handlungsempfehlung könn-
ten noch nicht bekannt gege-
ben werden. 

Eine Entlastung der Beauftrag-
ten für Chancengleichheit 
(BfC), deren Stellung innerhalb 
der Dienststelle und Fortbil-
dungskonzepte – das sind die 
wesentlichen Änderungen im 
ChancenG, die die Frauenver-
treterinnen fordern, inklusive 
der Gleichstellungsstrategie, 
die im Koalitionsvertrag Baden-
Württemberg angekündigt 
worden ist. �

	< Trafen sich zu einem informellen Gespräch im Sozialministerium: Erika Maria Schmitt, Leiterin des Referates 25 Gleichstellung im Sozialministerium; Tamara 
Orban, LAG-Gleichstellung kommunal; Heidi Deuschle, Vorsitzende der BBW-Landesfrauenvertretung; Staatssekretärin Dr. Ute Leidig MdL;  
Verena Hahn, 2. Vorsitzende des Landesfrauenrats BW; Judith Raupp, LAG-Gleichstellung kommunal (von links) 
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Mitgliederversammlung des Amtsanwaltsvereins Baden-Württemberg (DAAV)

Bessere Personalausstattung gefordert
Bei schönstem Wetter konnte 
der Vorsitzende des Amtsan-
waltsvereins Baden-Württem-
berg (DAAV), Florian Lippok, 
am 10. Oktober 2023 zahlrei-
che Mitglieder und Gäste zur 
Mitgliederversammlung will-
kommen heißen. Die internati-
onale Jugendherberge Stutt-
gart mit dem tollen Blick über 
die Dächer der Landeshaupt-
stadt bot den passenden Rah-
men für die Veranstaltung. 

Bei der morgendlichen öffent
lichen Veranstaltung war die 
Gästeschar groß, darunter Ver-
treterinnen und Vertreter aus 
dem Ministerium der Justiz und 
für Migration, angeführt von 
der Abteilungsleiterin I Minis
terialdirigentin Dr. Beate Linken-
heil, und aus den Staatsanwalt-
schaften, angeführt von Gene-
ralstaatsanwalt Peter Häberle. 

Für den BBW nahm der stell-
vertretende Landesvorsitzende 
Alexander Schmid, der auch 

Vorsitzender der ARGE-Justiz 
des BBW ist, an der Veranstal-
tung teil. In seinem Grußwort 
hob Schmid die enge und kons-
truktive Zusammenarbeit mit 
dem DAAV hervor und sagte 
die Unterstützung des BBW 
beim Streben des DAAV nach 
weiteren Verbesserungen für 

diese, wie Lippok sagte, „klei-
ne, aber feine Beschäftigten-
gruppe“ von 86 Personen zu. 
Aus Sicht des BBW sollte eine 
moderate Verbesserung der 
Personalausstattung, Florian 
Lippok spricht von einem Zu-
wachs auf 90 Personalstellen, 
im Zeichen von deutlich zuneh-

menden Arbeitsumfängen eine 
haushaltstechnisch mögliche 
Maßnahme darstellen. Dass im 
Nachgang zu den Verbesserun-
gen durch das sogenannte 
„4-Säulen-Modell“ auch not-
wendige Schritte in Bezug auf 
eine Aufwertung der gehobe-
nen und höheren Laufbahnen 
notwendig seien, darüber wa-
ren sich die Teilnehmenden der 
Versammlung einig. 

Es gibt also für den Amtsan-
waltsverein noch einige The-
men und Ziele, die er mit Un-
terstützung des BBW auch in 
Zukunft im Blick haben wird.

Im nicht öffentlichen Teil der 
Versammlung fanden Neu-
wahlen statt. Oberamtsanwalt 
Florian Lippok (Staatsanwalt-
schaft Stuttgart) wurde als 
Vorsitzender im Amt bestätigt. 
Seine Stellvertreterin ist Ober-
amtsanwältin Jannett Schöp-
pe-Weitlandt (Staatsanwalt-
schaft Karlsruhe). �

	< Auf dem Gelände der Jugendherberge Stuttgart: BBW-Vize Alexander 
Schmid, der Vorsitzende des Amtsanwaltsvereins Baden-Württemberg 
(DAAV) Florian Lippok, seine Stellvertreterin Jannett Schöppe-Weitlandt 
und Helmut Schäfer, ehemaliger DAAV-Vorsitzender (von links)
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Sommerfest der bbw-jugend

Gute Gelegenheit zum 
Gedankenaustausch
In diesem Jahr hatte die 
Landesjugendleitung der  
bbw-jugend Ende September 
zu ihrem Sommerfest nach 
Stuttgart in die Geschäftsstel-
le des BBW eingeladen. Das 
Wetter spielte mit – das Team 
um Landesjugendleiter Joachim 
Weschbach konnte bei som-
merlichen Temperaturen über 
30 Gäste zu seinem ersten 
Sommerfest begrüßen, da
runter Florian Hummel von 
der Jungen Union und Aya 
Krkoutli von der Grünen-Ju-
gend, Petra Hasebrink von der 
BBBank sowie Vertreterinnen 
und Vertreter des Ausbildungs-

personalrats der Hochschule 
Ludwigsburg. Aus der bbw-
jugend waren Mitglieder des 
Landesjugendausschusses 
zum Sommerfest auf dem 
Hohengeren gekommen, aus 
den Reihen des BBW neben 
Justiziarin und Geschäftsfüh-
rerin Susanne Hauth und Ge-
schäftsführer Peter Ludwig 
auch die Vorsitzende der BBW-
Frauenvertretung, Heidi Deu
schle, sowie Waldemar Futter 
als Vertreter der Senioren. 

Mit der Vorstellung der neuen 
Landesjugendleitung und ei-
nem Dankeschön an die ehe-

malige Leitung eröffnete 
Landesjugendleiter Joachim 
Weschbach das Sommerfest. 
Bei leckerem Essen und kühlen 
Getränken konnten sich die 
Gäste in lockerer Atmosphäre 

austauschen. Auch in diesem 
Jahr bildete der Gang auf die 
Uhlandshöhe mit dem sensa
tionellen Blick über die Dächer 
von Stuttgart ein Highlight des 
Abends. �

	< Die Gastgeber und ihre Gästeschar beim Sommerfest der bbw-jugend
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Landesfrauenvertretung tagte am 16. Oktober 2023 

Heidi Deuschle im Amt bestätigt
Die BBW-Landesfrauenvertretung hat am 16. Oktober 2023 Heidi Deuschle einstimmig im Amt 
bestätigt. Einstimmig wiedergewählt wurde auch ihre Stellvertreterin Jacqueline Weigelt.  
Als 2. Stellvertreterin konnte Claudia Grimm vom PhV gewonnen werden. Damit ist das Team  
an der Spitze der Landesfrauenvertretung wieder vollzählig.

Bevor mit den Vorstandswah-
len der Landesfrauenvertre-
tung begonnen wurde, die laut 
Satzung jeweils im Jahr nach 
dem BBW-Gewerkschaftstag 
anstehen, hatte Heidi Deuschle 
die Landesfrauentagung mit 
ihrem Geschäftsbericht aus 
den vergangenen 15 Monaten 
eröffnet. In dieser Zeit sei viel 
passiert, sagte sie und verwies 
auf die Gewerkschaftstage  
von dbb und BBW, die allein 
schon einige Neuerungen mit 
sich gebracht hätten. 

Die wesentlichen Themen
bereiche des Geschäftsberichts 
betrafen allerdings die Novellie-
rung des Chancengleichheitsge-
setzes und die sexuelle Belästi-
gung von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern in der Verwaltung 
Baden-Württembergs. Während 
des Vortrags kamen immer wie-
der Fragen auf oder wurden An-
merkungen zu den Themen ge-
macht, sodass sich die Kollegin-
nen ein Bild über die vielfältigen 
Aufgaben machen konnten.

Nach dem Bericht der Vorsitzen-
den informierte BBW-Chef Kai 
Rosenberger die Frauenvertrete-
rinnen über die neuesten Ent-
wicklungen in der Landes- und 
Gewerkschaftspolitik. Anschlie-
ßend berichtete Elke Jansen, die 
aus der Geschäftsführung der 
dbb bundesfrauenvertretung zu 
der Frauentagung nach Stutt-
gart gekommen war, über die 
Inhalte und Aufgaben der dbb 
bundesfrauenvertretung und 
über die gute Zusammenarbeit 
mit den Mitgliedern der Haupt-
versammlung, zu der die Frau-
envertreterinnen der Landes-
bünde und großen Fachgewerk-
schaften gehören. Gerade das 
Thema sexuelle Belästigung von 

Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der Verwaltung war auf-
grund seiner Aktualität und Bri-
sanz auch Thema der alljährlich 
stattfindenden frauenpoliti-
schen Fachtagung der dbb bun-
desfrauenvertretung.

Auch Elke Jansen verwies, wie 
schon BBW-Chef Rosenberger 
zuvor, auf die Tarifverhandlun-
gen zum TV-L, deren Ausgang 
nicht nur für den Arbeitneh-
merbereich im öffentlichen 
Dienst der Länder von großer 
Bedeutung ist, sondern auch 
für die Beamtinnen und Beam-
ten im Landes- und Kommunal-
bereich. Deshalb komme es 
besonders jetzt, während die 
Tarifverhandlungen laufen, auf 
die Unterstützung aller an, um 
die Gewerkschaftsforderungen 
zu untermauern. 

	< Die Themen der Podiums-
diskussion: sexuelle Beläs-
tigung am Arbeitsplatz und 
Arbeitskräftemangel 

Bei der Podiumsdiskussion,  
die am Nachmittag stattfand, 

gab es zwei Schwerpunkt
themen: der Arbeitskräfte
mangel sowie die sexuelle 
Belästigung von Frauen am 
Arbeitsplatz und was das Land 
und die Kommunen als Arbeit-
geber und Dienstherrn inzwi-
schen zum Schutz der Frauen 
unternommen haben. 

Auf dem Podium Platz genom-
men hatten Stefanie Seemann, 
frauenpolitische Sprecherin der 
Grünen, Ann-Cathrin Müller 
von der Frauenunion BW für 
die CDU, Dr. Dorothea Kliche-
Behnke, frauenpolitische Spre-
cherin der SPD, Alena Fink-Trau-
schel, frauenpolitische Spreche-
rin der FDP, und Verena Hahn, 
2. Vorsitzende des Landesfrau-
enrats Baden-Württemberg. 
Mitdiskutant in der Frauenrun-
de war BBW-Chef Kai Rosenber-
ger. Moderiert wurde die Dis-
kussion von Heidi Deuschle, die 
locker und empathisch durch 
die Themen führte.

Vor 13 Monaten, als die Haupt-
versammlung der dbb bundes-
frauenvertretung in Baden-

Württemberg zu Gast war, hat-
te die gleiche Diskussionsrunde 
sich bereits mit dem Thema 
sexuelle Belästigung von Be-
schäftigten der Verwaltung 
Baden-Württemberg beschäf-
tigt. Diesmal ging es darum, 
was die Politik bereits unter-
nommen hat und noch tun 
will, um diese beschämende 
Angelegenheit in den Griff zu 
bekommen. Die Forderungen 
nach Dienstvereinbarungen, 
Schulungen von Führungskräf-
ten und auch die Einstellung ei-
nes Vertrauensanwalts/einer 
Vertrauensanwältin wurden 
erneut gestellt. Betont wurde 
aber auch, dass schon manches 
erreicht worden sei. Treiber 
dafür ist nach Aussage aller Be-
teiligten der Untersuchungs-
ausschuss, der nach wie vor an 
diesem Thema arbeitet und 
aufgrund der Forderung, hier 
alles aufzuklären, immer wie-
der Schwung in die Sache 
bringt. Dass „Opferschutz“ 
wichtig ist und funktionieren 
muss, darüber war sich die ge-
samte Diskussionsrunde einig. 

Wie beseitigen wir den hohen 
personellen Fehlbestand im 
öffentlichen Dienst? Welche 
Instrumente braucht es hier-
für? Was könnte die Politik an 
Anreizen schaffen, damit der 
öffentliche Dienst an Attrakti-
vität gewinnt? Auch über diese 
Fragen wurde lebhaft disku-
tiert, ebenso über Möglichkei-
ten, um Frauen eine Rückkehr 
in den Beruf zu erleichtern. Die 
Vorschläge, die dazu kamen, 
waren: Kitaöffnungszeiten 
ausdehnen, verlässliche Be-
treuung gewährleisten, Rechts-
anspruch auf Ganztagesgrund-
schulbetreuung ab 1. Januar 
2025. Gefordert wurde auch 

©
 B

BW
 (2

)

	< Die Führungsspitze der BBW-Landesfrauenvertretung: Vorsitzende Heidi 
Deuschle (Mitte) und ihre Stellvertreterinnen Jacqueline Weigelt (links) 
und Claudia Grimm (rechts)
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eine bessere Bezahlung, insbe­
sondere in erzieherischen und 
pflegerischen Bereichen. Einig 
war man sich auch, dass befris­
tete Arbeitsverhältnisse nicht 
zur Attraktivität des öffent­
lichen Dienstes beitragen.

BBW-Vorsitzender Rosenber­
ger appellierte an die Politik­
vertreterinnen, sie sollten sich 
dafür einsetzen, dass die For­
derungen des BBW nach Ein­
führung von Lebensarbeits­
zeitkonten, wie bereits beim 

Gewerkschaftstag 2022 zuge­
sagt, endlich auch umgesetzt 
werden. Daneben müsse auch 
eine Kürzung der Wochenar­
beitszeit im Beamtenbereich 
in Angriff genommen werden 
und – mit Blick auf das Bürger­

geld samt anstehender Erhö­
hung zum 1. Januar 2024 –  
der Anspruch der Beamtinnen 
und Beamten auf eine verfas­
sungskonforme Besoldung 
weiterhin auf der To-do-Liste 
stehen. �

	< Die Diskussionsrunde: Alena Fink-Trauschel, frauenpolitische Sprecherin der FDP; Verena Hahn, 2. Vorsitzende des Landesfrauenrats Baden-Württemberg; 
Ann-Cathrin Müller von der Frauenunion BW für die CDU; Dr. Dorothea Kliche-Behnke, frauenpolitische Sprecherin der SPD; Stefanie Seemann, frauenpoliti­
sche Sprecherin der Grünen; BBW-Chef Kai Rosenberger; rechts im Bild Heidi Deuschle, die Vorsitzende der BBW-Landesfrauenvertretung (von links)

Betrifft die private Pflegepflichtversicherung für Beihilfeberechtigte (PVB)

Beiträge steigen zum 1. Januar 2024
Zum 1. Januar 2024 werden die 
Beiträge in der privaten Pflege­
pflichtversicherung für Beihil­
feberechtigte (PVB) angeho­
ben. Das hat der PKV-Verband 
jetzt mitgeteilt. 

Mit der Erhöhung in der Tarif­
stufe PVB steigt der durch­
schnittliche Monatsbeitrag  
ab 2024 von rund 43 Euro auf 
rund 52 Euro. Das entspricht 
einem Plus von rund 21 Pro­
zent. Auch nach den Erhöhun­
gen sind die Beamtinnen und 
Beamten in der Privaten Pfle­
gepflichtversicherung (PPV) al­
lerdings vergleichsweise güns­
tig versichert. Denn in der Sozi­
alen Pflegeversicherung (SPV) 
sind die Beiträge ebenfalls 

stark gestiegen. Dort wurde 
der Beitragssatz bereits zum 
1. Juli 2023 erhöht. Für Beam­
tinnen und Beamte mit Durch­
schnittseinkommen (2024: 
3 780 Euro Monatsbrutto) kos­
tet die SPV 64 Euro Beitrag im 
Monat, für Kinderlose 76 Euro. 
Beihilfeberechtigte mit Ein­
künften an der Bemessungs­
grenze (2024: 5 175 Euro Mo­
natsbrutto) zahlen in der SPV 
88 Euro im Monat (Kinderlose 
104 Euro).

Die Hauptursache der Erhö­
hung sind die mit Wirkung ab 
2022 eingeführten Zuschüsse 
zu den Eigenanteilen im Pfle­
geheim. Dadurch sind in der 
Tarifstufe PVB allein 2022 

Mehrausgaben in Höhe von 
rund 70 Millionen Euro ent­
standen, die bislang nicht ein­
kalkuliert werden konnten. 
Hinzu kommen weitere Mehr­
leistungen, die durch das 
jüngste Pflegereformgesetz 
neu eingeführt werden (zum 
Beispiel Erhöhungen des 
Pflegegeldes). Für die Tarif­
stufe PVB bedeutet das ab 
2024 nochmals Mehrausgaben 
in zweistelliger Millionenhöhe 
pro Jahr. Diese gesetzlich ver­
ursachten, jetzt schon in der 
Höhe bekannten Mehrkosten, 
sind mit dem neuen Beitrag 
nun bereits berücksichtigt.

Im Unterschied zur SPV, deren 
Beitragssätze schon vorab zum 

1. Juli 2023 erhöht wurden,  
ist für die PPV gesetzlich vor­
geschrieben, dass die Beiträge 
erst angepasst werden dürfen, 
wenn der Anstieg der tatsächli­
chen Leistungsausgaben einen 
Schwellenwert überschreitet. 
Diese Situation ist jetzt in der 
Tarifstufe PVB eingetreten. Da­
raufhin muss eine vollständige 
Neukalkulation erfolgen, bei 
der dann alle Rechnungsgrund­
lagen zu überprüfen sind. Eine 
wichtige Rolle spielt dabei, 
dass der Leistungsumfang der 
Pflegeversicherung durch die 
Reformen stark ausgeweitet 
wurde. Insofern ist die Pflege­
versicherung nicht nur teurer, 
sondern auch werthaltiger 
geworden.�
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Lehrermangel nimmt teils dramatische Formen an

VBE spricht von einer prekären Lage mit 
erheblichen Einschnitten im Schulbetrieb
Der Lehrermangel nimmt deutschlandweit zunehmend dramatische For-
men an. In Baden-Württemberg müssen Referendare ab dem kommenden 
Schuljahr eine Stunde mehr unterrichten, und nur wenige Wochen nach 
Ferienende hat bereits jede zweite Grundschule sogenannte MAU-Stun-
den angeordnet, obwohl solche Zusatzstunden eigentlich nur dann greifen 
sollen, wenn alle anderen Möglichkeiten wie die Krankheitsreserve oder 
die Aufstockung von Teilzeitkräften ausgeschöpft sind. 

Die Lehrerverbände schlagen 
Alarm: „Wenn bereits zum 
Schulstart jede zweite Grund-
schulleitung nicht auf die An-
ordnung von Mehrarbeit ver-
zichten kann, wird klar, wie 
prekär die Lage ist“, sagt Ger-
hard Brand, VBE-Vorsitzender 
im Bund und im Land. Laut ei-
ner VBE-Umfrage an 1 000 ba-
den-württembergischen Schu-
len ist vielerorts derzeit kein 
Regelbetrieb möglich.

„Die Mangelversorgung führt 
auch in diesem Schuljahr zu 
erheblichen Einschnitten im 
Schulbetrieb. Jede dritte Grund-
schule hat bereits mit Unter-
richtsausfällen zu kämpfen. An 
den weiterführenden Schulen 
setzt sich die Unterversorgung 
nahtlos fort. Am heikelsten 
aber bleibt die Lage ausgerech-
net in dem hochsensiblen Be-
reich der Sonderpädagogik“, er-
klärt Gerhard Brand angesichts 
der Ergebnisse der Umfrage.

Die Umfrage wurde in der 
dritten Schulwoche vom 25.  
bis 29. September 2023 durch-
geführt. Landesweit haben sich 
1 008 Schulen daran beteiligt, 
darunter 612 Grundschulen, 
263 Schulen der Sekundarstufe 
1 sowie 133 Sonderpädagogi-
sche Bildungs- und Beratungs-
zentren (SBBZ). Geantwortet 
haben jeweils die Schulleitun-
gen. Da einige Fragen bereits  
in der Umfrage 2022 gestellt 
wurden, wurden entsprechen-
de Vergleiche möglich.

	< Grundschule

Die Schulleitungen wurden zu-
nächst gefragt, wie sie an ihrer 
eigenen Schule mit Lehrkräften 
versorgt sind. Der Normalfall 
sollte eine Versorgung von min-
destens 100 Prozent sein – alle 
Lehrerstellen sind besetzt und 
der Unterricht kann wie vorge-
sehen stattfinden. Eine solche 
Versorgung weist aktuell je-
doch nur jede dritte Grund-
schule auf (32,8 Prozent, 2022: 
28,9 Prozent) – immerhin: Im 
Vergleich zu letztem Schuljahr 
ist dies eine leichte Verbesse-
rung um rund 4 Prozentpunkte.

Gut jede zweite Grundschule 
(56,5 Prozent) kämpft dagegen 
mit Personallücken von bis zu 
10 Prozent und jede zehnte 
Grundschule (11,6 Prozent) mit 
noch größeren Lücken. Gerhard 
Brand: „Eine vollumfängliche 
Bildung auf dem geforderten 
Niveau ist somit nicht mehr 
möglich.“

Infolge der Unterversorgung 
kann wie vergangenes Schul-
jahr jede zehnte Grundschule 
(10,6 Prozent, 2022: 9,8 Pro-
zent) den Regelbetrieb nicht 
abdecken. Außerdem müssen 
rund vier von zehn Grundschu-
len (37,8 Prozent) Klassen zu-
sammenlegen und gut jede 
dritte Grundschule (36,4 Pro-
zent) hat mit Unterrichtsaus-
fällen zu kämpfen. An jeder 
zweiten Grundschule (51,3 Pro-
zent) müssen die Lehrkräfte 

bereits MAU-Stunden, also 
Mehrarbeit leisten.

Gerhard Brand: „Wenn bereits 
zum Schulstart jede zweite 
Grundschulleitung nicht auf 
die Anordnung von Mehrarbeit 
verzichten kann, wird klar, wie 
prekär die Lage ist. Ernüch-
ternd ist zudem die Erkenntnis, 
dass die Krankheitsreserve be-
reits in der dritten Schulwoche 
aufgebraucht ist. Angesichts 
dieser Bedingungen darf es 
niemanden verwundern, dass 
die Bewerberzahlen auf das 
Lehramt Grundschule zusam-
menbrechen und sich in den 
letzten zehn Jahren mehr als 
halbiert haben.“

	< Sekundarstufe 1 (Sek 1)

Nur jede sechste Sek-1-Schule 
(16,4 Prozent, 2022: 10,4 Pro-
zent) befindet sich mit einer 
Versorgung von 100 Prozent im 
grünen Bereich – immerhin: 
Letztes Schuljahr war es nur 
jede zehnte. Gut jede zweite 
Sek-1-Schule (53,2 Prozent) 
kämpft mit Versorgungslücken 
von bis zu 10 Prozent und 
knapp jede dritte Sek-1-Schule 
(30,4 Prozent) mit noch größe-
ren Lücken. Besonders heikel: 
Jede zwölfte Schule (8,4 Pro-
zent) fällt sogar unter die 
80-Prozent-Marke.

Die Folgen der Unterversor-
gung sind beträchtlich: Jede 
fünfte Schule (19,8 Prozent, 
2022: 20,1 Prozent) gibt an, den 

Regelbetrieb nicht leisten zu 
können. Sechs von zehn Schu-
len (62,7 Prozent) kämpfen mit 
Unterrichtsausfällen. An gut je-
der zweiten Schule (53,6 Pro-
zent) müssen die Lehrkräfte be-
reits MAU-Stunden, also Mehr-
arbeit leisten und drei von zehn 
Schulen (28,9 Prozent) müssen 
Klassen zusammenlegen. An je-
der vierten Schule (24,3 Pro-
zent) müssen außerdem Perso-
nen ohne Lehramtsausbildung 
in Vertretung unterrichten.

Gerhard Brand: „Auch im 
Sekundarbereich kommt es  
zu erheblichen Einschnitten im 
Schulalltag, großen Einbußen  
in der Unterrichtsqualität und 
beträchtlicher Mehrarbeit für 
die Lehrkräfte. Die These einer 
besseren Versorgung der Se-
kundarschulen ist nicht länger 
aufrechtzuerhalten. Sie trifft al-
lenfalls auf den hier nicht erfass-
ten gymnasialen Bereich zu.“

	< Sonderpädagogische 
Bildungs- und Beratungs-
zentren (SBBZ)

Wie im vergangenen Schuljahr 
sind auch in der diesjährigen 
Umfrage die gravierendsten 
Personallücken an den SBBZ zu 
finden: Von 133 an der Umfrage 
beteiligten SBBZ sind nur drei 
Schulen vollversorgt, was einer 
ernüchternden Quote von zwei 
Prozent entspricht (2,2 Prozent, 
2022: 3,2 Prozent). Jedes vierte 
SBBZ (25,6 Prozent) hat Perso-
nallücken von bis zu 10 Prozent 
und sieben von zehn SBBZ 
(71,2 Prozent) kämpfen mit 
noch größeren Lücken. Beson-
ders heikel: Mehr als jedes drit-
te SBBZ (36,8 Prozent) fällt so-
gar unter die 80-Prozent-Marke.

Infolge der Mangelversorgung 
kann ein gutes Drittel aller 
SBBZ (34,6 Prozent, 2022: 
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38,0 Prozent) den Regelbetrieb 
nicht abdecken. Rund jedes 
zweite SBBZ (46,6 Prozent) 
kämpft mit Unterrichtsausfäl-
len. Ebenfalls rund jedes zwei-
te SBBZ muss Klassen zusam-
menlegen (48,1 Prozent) oder 
Personen ohne Lehramtsaus-

bildung in Vertretung unter-
richten lassen (48,9 Prozent).

Gerhard Brand: „Die Beschulung 
am SBBZ ist ein maßgeschnei-
dertes Angebot zum Wohle 
beeinträchtigter Kinder. Dass 
es das Land nicht annährend 

schafft, diese Schulen mit aus-
reichend Personal zu versorgen, 
gleicht einer Bankrotterklärung.“

	< Forderungen

Um den Lehrkräftemangel wie-
der in den Griff zu bekommen, 

fordern die befragten Schullei-
tungen schulartübergreifend 
mehr Wertschätzung seitens 
Politik und Schulverwaltung, 
A 13 für alle Lehrkräfte, mehr 
Studienplätze und wirksame 
Maßnahmen zur Entlastung 
der Schulen.�

RBV-Verbände Karlsruhe, Freiburg und Tübingen laden ein

Arbeitstagung in Offenburg und in Tübingen
Die gemeinsame Arbeits
tagung der BBW-Regierungs
bezirksverbände (RBV) Karls
ruhe und Freiburg findet am 
20. November 2023 in Offen-
burg statt. Der BBW-Regie-
rungsbezirksverband Tübingen 
tagt am 14. November 2023 im 
Tübinger Regierungspräsidium. 

Die Veranstaltung in Offenburg 
beginnt um 10 Uhr, die Tagung 
in Tübingen um 11 Uhr. Teil-
nahmeberechtigt sind der Vor-
stand der Regierungsbezirks-
verbände sowie Vertreterin-
nen/Vertreter der auf regio
naler Ebene zuständigen 
Fachorganisationen und 

Bundesbeamtenverbände 
sowie je ein Vertreter/eine 
Vertreterin der bbw-jugend, 
eine Vertreterin der BBW-
Frauenvertretung und ein 
Vertreter/eine Vertreterin  
der BBW-Landestarifkom
mission. BBW-Chef Kai Rosen-
berger wird im Rahmen beider 

Veranstaltung zu aktuellen 
berufspolitischen Entwick
lungen Stellung beziehen  
und über den Stand der Tarif-
verhandlungen zum TV-L 
informieren. 

Der RBV Stuttgart hat bereits 
am 10. Oktober 2023 getagt. �

Berlinseminar und Ideencampus der dbb jugend

Eine Woche vollgepackt mit Information
Eine knappe Woche vollge-
packt mit Information und 
Eindrücken, die nachwirken, 
haben Mitglieder der Landes
jugendleitung der bbw-jugend 
in Berlin verbracht. Begonnen 
hat alles mit dem Politiksemi-
nar vom 14. bis 16. Oktober 
2023, an dem Iris Bilek und 
Maxi Schröder teilgenommen 
haben. In diesem Seminar ging 
es um die Themen „Föderalis-
mus: von der Idee über die Um-
setzung zum Gesetz“, „Metho-
den der Rhetorik“ und „Um-
gang mit kritischen Fragen“. 
Die Veranstaltung endete mit 
einem Besuch im Reichstag.

Die freien Tage bis zur nächs-
ten Veranstaltung nutzten Iris 
Bilek und Maxi Schröder, um 
Berlin zu entdecken. Besonders 
beeindruckt und nachdenklich 
gestimmt hat sie die Gedenk-
stätte Mauerpark. Ihr Fazit: Wir 
alle sind gefordert die Demo-
kratie zu bewahren. 

Am 19. Oktober reihten sich Iris 
Bilek und Maxi Schöder dann 
gemeinsam mit Landesjugend-

leiter Joachim Weschbach in 
den Teilnehmerkreis des Ideen-
campus der dbb jugend ein. 
Auch der Ausbildungspersonal-
rat der Hochschule für Verwal-
tung war dort in großer Anzahl 
vertreten.

Nach der Begrüßung der Teil-
nehmenden durch den Vorsit-

zenden des dbb, Ulrich Silber-
bach, und Bundesjugendleiter 
Matthäus Fandrejewski unter-
strich Johann Saathoff, parla-
mentarischer Staatssekretär im 
Bundesministerium des Innern 
und für Heimat, in seinem 
Grußwort die Bedeutung des 
öffentlichen Dienstes für das 
Funktionieren eines demokrati-

schen Staates und die Gesell-
schaft. Seine Ausführungen 
schloss er mit den Worten: 
„Seid wild, frech und wunder-
bar und helft uns, die Demo-
kratie aufrechtzuerhalten!“

Es folgten Impulsvorträge von 
Dr. Daniel Dettling, Politikwis-
senschaftler und Zukunftsfor-
scher, zum Thema „From here 
on down? Chancen und Heraus-
forderungen der Zukunft“ und 
Kilian Hampe, Mit-Autor der 
Trendstudie Jugend in Deutsch-
land 2023, zum Thema „Gene-
ration Krise – sind die Sorgen 
junger Menschen gerechtfer-
tigt?“ Danach traf man sich in 
drei verschiedenen Workshops. 

Das Abschlusspanel unter  
dem Motto „Sagt mal, hört  
ihr uns?“ mit der CDU-Bundes-
tagsabgeordneten Katja Lei-
kert, der Bundestagsabgeord-
neten Nina Stahr von Bündnis 
90/Die Grünen, dbb Bundes
jugendleiter Matthäus Fandre-
jewski und Anne Klotz, erste 
Sprecherin Junger DBSH, run-
dete den Tag ab.�

	< Die Teilnehmenden des Politikseminars auf der Aussichtsplattform des 
Reichstagsgebäudes
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PKV-Verband warnt vor betrügerischen Werbeanrufen

Verlockende Angebote – Vorsicht Falle
Der Verband der Privaten Kran-
kenversicherung (PKV) warnt 
vor betrügerischen Werbeanru-
fen. Die oft angepriesenen 
Sparangeboten könnten in der 
Zukunft erhebliche Nachteile 
für die Versicherten mit sich 
bringen. 

Der PKV-Verband erhält derzeit 
immer wieder Beschwerden 
von Versicherten über irrefüh-
rende Werbeanrufe. Die Anru-
fer würden sich als Mitarbeiter 
einer privaten Krankenversi-
cherung oder des PKV-Verban-
des ausgeben. Durch techni-
sche Manipulation erscheine 
dann auch im Telefon eine ge-
fälschte, aber täuschend echt 
wirkende Rufnummer.

Die Anrufer lockten mit der 
Verheißung hoher Beitragser-
sparnisse und würden ihre „Be-
ratung“ zu einem Tarifwechsel 
in der privaten Krankenversi-
cherung anbieten, wofür sie 

hohe „Erfolgshonorare“ ver-
langten. Nicht selten ignorier-
ten deren Empfehlungen zu-
dem die Bedürfnisse für einen 
angemessenen Krankenversi-
cherungsschutz. Das könne für 
die Versicherten erhebliche 
Nachteile in der Zukunft zur 
Folge haben. 

Der PKV-Verband veranlasse 
niemals solche Telefonate, 
warnt die Geschäftsführung. 
Den Opfern solcher unzulässi-
gen Anrufe (‚cold calls‘) emp-
fiehlt der Verband, Strafanzei-

ge zu erheben. Auf den Inter-
netseiten der Polizei sei dies 
meist per Online-Formular 
möglich. Die Bundesnetzagen-
tur (www.bundesnetzagentur.
de) nehme ebenfalls Beschwer-
den gegen unerlaubte Telefon-
werbung entgegen. 

Der PKV-Verband hat bereits 
Strafanzeige bei der Staatsan-
waltschaft München gestellt 
(Az.: 248 Js 109605/23) sowie 
Beschwerden bei der Bundes-
netzagentur und der Daten-
schutzaufsicht eingereicht. Es 

liegen Hinweise vor, dass die 
Anrufer gewerbsmäßig aus 
dem Ausland gesteuert wer-
den. Die persönlichen Daten 
ihrer Opfer beziehen sie mög
licherweise auch von Internet-
portalen, auf denen Anwalts-
kanzleien für Klagen gegen Bei-
tragserhöhungen werben. 

Der PKV-Verband rät, generell 
nicht auf unaufgeforderte An-
rufe oder marktschreierische 
Angebote in Online-Medien 
einzugehen. Ein Tarifwechsel 
innerhalb der PKV gehöre zu 
den vertraglichen Ansprüchen 
der Versicherten. Alle Anfragen 
dazu beantworteten die jewei-
ligen Versicherungsunterneh-
men oder Vermittler kostenlos, 
dafür sind solche Honorarbe
rater nicht notwendig. Der Ver-
band informiere in seinen Ta-
rifwechsel-Leitlinien, wie Pri-
vatversicherte jederzeit die für 
sie beste Tarifoption finden 
können.�

Risiken absichern

Für alle Fälle gewappnet sein
Es sind keine Schönwetter
themen, doch den Kopf in den 
Sand zu stecken, ist keine Lö-
sung. Über die Herausforde-
rungen, die auf andere zukom-
men, wenn einem selbst uner-
wartet etwas zustößt, sollte 
sich jeder Gedanken machen 
und vorsorgen. Nur so können 
unnötige Schmerzen und Kos-
ten für Hinterbliebene verhin-
dert werden.

	< Risiko Todesfall 

Das Leben einer Familie wird 
komplett auf den Kopf gestellt, 
wenn ein Hauptverdiener un-
vermittelt stirbt. Sei es durch 
eine schwere Krankheit oder 
einen tödlichen Unfall. Mit ei-
ner abgeschlossenen Risiko-Le-

bensversicherung bleiben Part-
ner und Kinder dann finanziell 
abgesichert und können im 
möglicherweise noch nicht ab-
bezahlten Eigenheim wohnen 
bleiben. Diesen Schutz sollte 
man in jungen Jahren abschlie-
ßen, wenn die Beiträge relativ 
günstig sind. Da die Kinder 
heutzutage oft auch nach der 
Schulzeit Unterstützung benö-
tigen, zum Beispiel wegen ho-
her Mietkosten für Studenten, 
wählt man die Laufzeit ent-
sprechend lang.

	< Risiko Unfall

Schwere Unfälle können zur 
Vollinvalidität führen. Dann 
sind oft kostspielige Umbauten 
in Wohnung oder Haus nötig. 

Eine private Unfallversicherung 
würde – sofern vereinbart – in 
einem solchen Fall eine hohe 
Summe auszahlen. 

	< Risiko Pflegefall

Im öffentlichen Dienst verfü-
gen Tarifbeschäftigte mit der 
gesetzlichen Pflegeversiche-
rung allenfalls über eine ten-
denziell schwächelnde Teilabsi-
cherung. Und selbst bei Beam-
tinnen und Beamten sind nicht 
alle anfallenden Pflegekosten 
abgedeckt. Das gilt insbeson-
dere für die ambulante Pflege. 
Diese wird oft gewünscht, 
denn auf das Weiterleben in 
der vertrauten Umgebung 
möchte kaum jemand verzich-
ten. Sich frühzeitig über die 

Vorteile einer privaten Pflege-
zusatzversicherung zu infor-
mieren, ist ein wichtiger erster 
Schritt. 

	< Mehr erfahren

Die Mitgliederagentur des  
dbb vorsorgewerk berät zu 
allen vorgestellten Absiche-
rungen und erstellt individu
elle Angebote, die sämtliche 
Mitgliedsvorteile für dbb 
Mitglieder und ihre Angehö
rigen berücksichtigen. Auf 
Wunsch wird auch eine Be
ratung vor Ort vermittelt. 
Erreichbar telefonisch – mon-
tags bis freitags von 10 bis  
16 Uhr unter 030.40816444.  
Alles auch online auf  
dbb-vorteilswelt.de.�

© Gerd Altmann/Pixabay
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Für Seminare mit politischem Inhalt wird bei der Bundeszentrale für politische Bildung die Anerkennung als förderungswürdig im Sinne der Vorschriften über  
Sonderurlaub für Beamte und Richter im Bundesdienst beantragt, sodass auch Sonderurlaub nach den landesrechtlichen Vorschriften gewährt werden kann.
Alle Seminare sind auch für Nichtmitglieder offen. Der Teilnehmerbeitrag beträgt bei Nichtmitgliedern das Doppelte des ausgewiesenen Betrages.
Anmeldungen können nur über die Landesgeschäftsstellen der Mitgliedsverbände des BBW entgegengenommen werden. Diese halten Anmeldeformulare bereit. 
Eine unmittelbare Anmeldung bei der dbb akademie ist nicht möglich. Anmeldeformulare sowie unser Seminarprogramm finden Sie auch im Internet unter  
www.bbw.dbb.de. Sofern dies bei einzelnen Veranstaltungen nicht ausdrücklich anders angegeben ist, gehören Verpflegung und Unterbringung zum Leistungs- 
umfang. Darüber hinaus verweisen wir auf die weiteren von der dbb akademie angebotenen Seminare, die Sie im Internet unter www.dbbakademie.de finden.

Seminarangebote im Jahr 2023
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion im Jahr 2023 
folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:
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Mit einem agilen  
Team und einer agilen  
Organisation einen  
Workflow generieren  
(Nr. B308 CH)

	> vom 18. bis 19. November 
2023 in Karlsruhe

	> 15 Teilnehmerplätze
	> Teilnehmerbeitrag für  
Mitglieder 146 Euro

Teams entwickeln sich nicht von 
allein – es braucht Entwicklungs­
strategien. Das beginnt mit 
grundsätzlichen Überlegungen 
zu den Rollen und Abläufen ei­
nes Teams. Dabei werden die 
Aufgaben des Teams festgestellt 
und das, was dabei helfen kann, 
verständliche und motivierende 
Ziele zu finden. Agilität fördert 
das gegenseitige Verständnis 
und erzeugt einen Workflow. 
Die offene und niederschwellige 
Kommunikation nimmt zu, 
selbstsüchtiges Handeln nimmt 
ab. Das eigentlich Spannende ist, 
dass in agilen Teams und Organi­
sationen neue Begabungen und 
Einsatzmöglichkeiten auftau­
chen und zum Einsatz kommen. 
Wie das geht, zeigt sich im Ver­
lauf des Seminares.

Die Teilnehmerinnen und Teil­
nehmer sehen, wie die Einfüh­
rung konkreter Maßnahmen 
gelingt, die eine von Vertrauen 
geprägte und wertschätzende 
Zusammenarbeit fördern kön­
nen. Dazu erkennen sie, wie 
sich eine Bewegung vom pro­
blemorientierten zum lösungs­
basierten Ansatz auf das Zu­
sammengehörigkeitsgefühl 
und die Arbeitsfreude auswirkt.

n

Jugendpolitik 
(Nr. B225 CH)

	> vom 6. bis 7. Dezember 2023 
in Karlsruhe

	> 15 Teilnehmerplätze
	> Teilnehmerbeitrag für  
Mitglieder 146 Euro

Dieses Seminar wird von der 
bbw-jugend ausgerichtet und 
befasst sich mit aktuellen The­
men der gewerkschaftlichen 
Jugendarbeit. Weitere Infos 
können bei der bbw-jugend  
erfragt werden. 

n

Veränderungen  
annehmen und aktiv  
gestalten (Nr. B226 CH)

	> vom 9. bis 10. Dezember 
2023 in Karlsruhe

	> 15 Teilnehmerplätze
	> Teilnehmerbeitrag für  
Mitglieder 146 Euro

Übergänge, seien es neue be­
rufliche Herausforderung, Kar­
riereplanung oder der Einstieg 
in eine neue Lebensphase, stel­
len unterschiedlichste Fragen. 
Was will ich ändern? Wer und 
was fordern mich dazu auf? 
Was kommt da auf mich zu? 
Fühle ich mich dem gewach­
sen? Was könnten die neuen 
Ziele sein? Wen betrifft das 
noch? Wie will ich die Verände­
rung planen und mit welchen 
Blockaden setze ich mich wie 
auseinander?

Neue Herausforderungen wollen 
geplant sein, damit der Boden, 
auf dem Sie stehen, nicht zur 
Rutschbahn wird. Häufig geht es 
darum, wie sich berufliche und 
familiäre oder persönliche Wün­
sche vereinbaren lassen. 

Das Seminar richtet sich an 
Menschen, die vor neuen beruf­
lichen Herausforderungen ste­

hen, sich verändern wollen oder 
vor einem neuen Lebensab­
schnitt stehen und noch nicht 
richtig sehen, wohin es gehen 
kann. Seminarinhalte sind: 

	> Veränderungsbedarf wahr­
nehmen und ein positives 
Verhältnis dazu finden,

	> mit gezielter Planung das Ziel 
erreichen,

	> erkennen, um was es geht 
und was bei der Veränderung 
beachtet werden soll,

	> Blockaden erkennen und  
lösen,

	> bei sich bleiben, auch in der 
Auseinandersetzung mit den 
Vorstellungen anderer,

	> Verstehen, woher Unsicher­
heiten kommen, und Ent­
scheidungen vorbereiten,

	> Selbstsicherheit bei der Ge­
staltung Ihrer anstehenden 
Änderungsprozesse gewinnen.

n

Wichtige Hinweise:
Über unser Seminarangebot hi­
naus bieten wir auch die Mög­
lichkeit, über „Voucher“ Semina­
re der dbb akademie zu buchen. 
Mit diesen Gutscheinen besteht 
die Möglichkeit, vergünstigt an 
Seminaren des offenen Pro­
gramms der dbb akademie teil­
zunehmen. Interessenten infor­
mieren sich auf der Homepage 
der dbb akademie (www.dbb 
akademie.de) bei den Seminaren 
im „offenen Programm“ (Kenn­
buchstabe „Q“ vor der Seminar­
nummer) und fragen dann beim 

BBW nach, ob für diese Veran­
staltung Voucher zur Verfügung 
stehen. Unabhängig von dem im 
Seminarprogramm veröffent­
lichten Teilnehmerbetrag verrin­
gert sich dieser durch die Inan­
spruchnahme des Vouchers auf 
146 Euro. Mit diesem neuen 
Angebot wollen wir unseren 
Mitgliedern die Möglichkeit ein­
räumen, zu vergünstigten 
Teilnehmergebühren von dem 
vielseitigen Seminarangebot der 
dbb akademie Gebrauch zu ma­
chen. Alle Seminare sind auch 
für Nichtmitglieder offen. Der 
Teilnehmerbeitrag beträgt bei 
Nichtmitgliedern das Doppelte 
des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über 
die Landesgeschäftsstellen der 
Mitgliedsverbände des BBW 
entgegengenommen werden. 
Diese halten Anmeldeformula­
re bereit. Eine unmittelbare An­
meldung bei der dbb akademie 
ist nicht möglich. 

Anmeldeformulare sowie un­
ser Seminarprogramm finden 
Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de. 

Seminare, die die Mindestteil­
nehmerzahl nicht erreichen, 
werden spätestens vier Wo­
chen vor dem geplanten Semi­
nartermin abgesagt. Daher 
wird empfohlen, sich zeitnah 
für die gewünschten Seminare 
anzumelden.

Darüber hinaus verweisen wir 
auf die weiteren von der dbb 
akademie angebotenen Semi­
nare, die Sie im Internet unter 
www.dbbakademie.de finden.

Die vorgestellten Seminare er­
füllen gegebenenfalls die Vor­
aussetzungen zur Freistellung 
nach dem Bildungszeitgesetz 
Baden-Württemberg (BzG BW), 
sofern die Inhalte entweder 
zur beruflichen oder zur ehren­
amtlichen Weiterbildung des/
der jeweiligen Teilnehmer/Teil­
nehmerin infrage kommen.



Der Beamtenbund:
Spitze für den öffentlichen Dienst.

Der BBW – Beamtenbund Tarifunion ist die starke
Gewerkschaftsvertretung für Ihre Interessen und 
Ihre Rechte. Solidarisch, kompetent und erfolgreich.
Werden Sie jetzt Mitglied in Ihrer Fachgewerkschaft
– wie mehr als 140.000 Beamte und Tarifbeschäftigte
im Südwesten.

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart
Telefon 0711/16876 - 0 . Telefax 0711/16876 -76
E-Mail bbw@bbw.dbb.de . Internet www.bbw.dbb.de

BBW – weil Stärke zählt.
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